
Das einheitliche sozialistische Bildungssystem Art. 17
Schulpflicht bis zum vollendeten 18. Lebensjahr fest, machte den Besuch der Grundschule 
obligatorisch und bestimmte, daß die Weiterbildung in der Berufsschule oder Fachschule, 
in der Oberschule und anderen öffentlichen Bildungseinrichtungen erfolgen sollte. Privat­
schulen als Ersatz für öffentliche Schulen wurden für unzulässig erklärt. Die Berufs- und 
Fachschulen sollten der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung dienen. Die Ober­
schule sollte fiir die Hochschule vorbereiten. Der Weg zur Hochschule sollte jedoch 
nicht nur über die Oberschule, sondern auch über andere öffentliche Bildungseinrichtun­
gen führen, die zu diesem Zwecke auszubauen oder zu schaffen waren. Allen Bürgern soll­
te durch Vorstudienanstalten der Besuch der Hochschule ermöglicht werden. (Dazu ge­
hörte die Einrichtung der Arbeiter- und Bauem-Fakultäten an der Universitäten, die Ange­
hörige der Arbeiterklasse und der Klasse der werktätigen Bauern, deren soziale Verhältnis­
se diesen trotz Eignung und Begabung eine höhere Schulbildung versagt hatten, auf ein 
Studium vorbereiten sollten. Ab 1963 wurden diese wieder bis auf zwei aufgelöst. Mit der 
Einführung des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems werden sie nach und nach 
überflüssig.) Den Angehörigen aller Schichten des Volkes sollte die Möglichkeit gegeben 
werden, ohne Unterbrechung ihrer Berufstätigkeit Kenntnisse in Volkshochschulen zu er­
werben (Art. 38). Art. 39 sagte jedem Kinde die Möglichkeit zur allseitigen Entfaltung 
seiner körperlichen, geistigen und sittlichen Kräfte zu. Der Bildungsgang der Jugend soll­
te nicht abhängig sein von der sozialen und wirtschaftlichen Lage des Elternhauses. Kin­
dern, die durch soziale Verhältnisse benachteiligt sind, sollte besondere Aufmerksamkeit 
zugewendet werden. Der Besuch der Fachschule, der Oberschule und der Hochschule war 
Begabten aus allen Schichten des Volkes zu ermöglichen. Schulgeldfreiheit wurde verspro­
chen, und die Lernmittel an den Pflichtschulen sollten unentgeltlich sein. Durch Unter­
haltshilfen und andere Maßnahmen sollte der Besuch der Fachschule, der Oberschule und 
Hochschule gefördert werden. Art. 40 erklärte den Religionsunterricht zur Angelegenheit 
der Religionsgemeinschaften, deren Rechte garantiert wurden.

Die Verfassung von 1949 war auch in diesem Teil noch nicht von spezifisch marxi­
stisch-leninistischem Geiste geprägt. Die Organisation des Schulwesens und die Erzie­
hungsziele waren vielmehr so gehalten, daß sie allgemeinen Vorstellungen über Demokra­
tie, Humanismus und sozialer Gerechtigkeit entsprachen. Indessen wurden schon sehr 
früh die Art. 35 bis 40 der Verfassung von 1949 im marxistisch-leninistischen Geiste inter­
pretiert. Die Entwicklung des Bildungswesens war in die allgemeine Entwicklung einge­
bettet, so daß bereits das Gesetz über die sozialistische Entwicklung des Schulwesens in 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 2. 12. 19591 die sozialistische, d. h. die 
marxistisch-leninistische Erziehung der jungen Generation verlangte.

Das einheitliche sozialistische Bildungssystem wurde sodann durch das Gesetz vom 
25. 2. 1965 1 2 geschaffen.

3. Die Verfassung von 1968/1974 reißt die Bestimmungen über das Bildungswesen 11 
auseinander. Art. 17 Abs. 2 befaßt sich mit den Grundlagen. Eine Reihe von Einzelheiten 
werden aber erst in den Art. 25 und 26 im Zusammenhang mit dem gleichen Recht auf 
Bildung geregelt.

1 GBl. I S. 859.
2 Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem vom 25. 2. 1965 (GBl. I S. 83).
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